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BildungsRahmenPlan für elementare Bildungseinrichtungen in Österreich vorgestellt

Steiermärkische Landesregierung veröffentlicht den gesamtösterreichischen Bildungsplan.
Mit dem BildungsRahmenPlan wird ein großer Schritt in Richtung eines neuen Bewusstseins für die Qualität und Anforderungen unserer Bildungs- und Betreuungseinrichtungen im elementaren Bildungsbereich – von der Kinderkrippe bis zum Hort gemacht.
In Kindergärten und Horten "geht es nämlich schon längst nicht mehr nur um Betreuung, denn die Wissenschaft hat in der jüngsten Vergangenheit erkannt, welche wichtigen Bildungsprozesse bei Kindern schon lange vor dem Schuleintritt in Gang kommen und wie prägend Versäumnisse in dieser Zeit für den weiteren Verlauf der Bildungskarriere unserer Kinder sind“ heißt es dazu im Vorwort der zuständigen steirischen Landesrätin
Mag.a Elisabeth Grossmann.

Sie können den BildungsRahmenPlan über die Homepage der Plattform EduCare einsehen und von dort auch downloaden: 
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MEINUNG
„Ungerechtes Österreich: Umverteilungssystem schröpft die Steuerpflichtigen“ - jeder Euro, der in Kindergärten oder Horte (also Sachleistungen) investiert wird, hilft sozial Schwachen mehr als jede Geldleistung.
Zwei Millionen Nettozahler erhalten sechs Millionen Nettoempfänger. Das österreichische Umverteilungssystem schröpft die Steuerpflichtigen, fördert die Falschen und ist leistungsfeindlich: Statt Erwerbsarbeit zu forcieren, werden Hausfrauen, Erben und Trägheit belohnt.

Von Gernot Bauer, Eva Linsinger und Ulla Schmid, http://www.profil.at/articles/0943/560/253978/ungerechtes-oesterreich-umverteilungs-steuerpflichtigen 
Wenn sich Philosophen zum Wettstreit auf fremdes Terrain begeben, ist „eine eher alberne Debatte“ („Süddeutsche Zeitung“) die logische Folge. Im Juni arbeitete Peter Sloterdijk, Professor für Philosophie in Karlsruhe, in einem Beitrag für die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ seine Skepsis gegenüber der „unerhörten Aufblähung der Staatlichkeit in der gegenwärtigen Welt“ polemisch ab: „Überregulierung, „Überschuldung“ sowie „Überbesteuerung“ hätten den Umverteilungsstaat „zu einem geldsaugenden und geldspeienden Ungeheuer“ gemacht, das auf drastische Art zu bekämpfen wäre: mit einem „antifiskalischen Bürgerkrieg“. In der Hamburger „Zeit“ warf der Habermas-Schüler und Frankfurter Philosoph Axel Honneth seinem Kollegen Sloterdijk im Gegenzug vor, „Zweifel am solidarischen Kampf gegen Ungerechtigkeit“ und „Klassenkampf von oben“ zu schüren. 

Vizekanzler Josef Pröll kann im Allgemeinen zur Schule der Alltags- und Agrarphilosophen („Vor dem Ernten kommt das Säen“) gezählt werden. Am 14. Oktober widmete sich der Finanzminister berufsbedingt denselben Themen wie die Gelehrten Sloterdijk und Honneth. In einer groß inszenierten Ansprache beklagte Pröll, „dass Steuerzahlerfamilien oft ein weit niedrigeres Familieneinkommen haben als jene, die gar keine Steuer zahlen, aber Anspruch auf zahlreiche Beihilfen haben“. Prölls Grundsatzfrage: „Ist das Verteilungsgerechtigkeit?“ Die SPÖ hielt dagegen. Kanzler Werner ​Faymann warf der ÖVP vor, in Wirklichkeit den Abbau von Sozialleistungen zu planen. Im Schatten von Wirtschafts- und Budgetkrise wird die koalitionäre Debatte um die Umverteilung entlang ideologischer Glaubensfragen geführt: „Was ist gerecht?“ „Was ist Leistung?“ „Was ist Gleichheit?“

Aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht kann das Problem nüchtern anhand von Zweckmäßigkeit und Wirksamkeit diskutiert werden: Funktionierende Umverteilung verhindert Armut, sichert so den sozialen Frieden, schafft damit einen Standortvorteil und kann sogar kostendämpfend wirken. So musste der französische Staat in den vergangenen Jahren horrende Summen für massive Polizeieinsätze in den verwahrlosten Pariser Vorstädten aufwenden, die womöglich teurer als präventive soziale Maßnahmen in den Banlieues kommen.

Von französischen Verhältnissen ist Österreich weit entfernt. Die Umverteilung im viertreichsten Land der EU funktioniert. Laut EU-Statistik gibt es unter den alten Mitgliedsländern nur in den Niederlanden und Schweden weniger armutsgefährdete Personen als in Österreich. Fünf Prozent der Bevölkerung sind hierzulande manifest arm, Tendenz fallend. Die Ursache dafür: soziale Transferleistungen, welche die wachsende Ungleichheit beim Verdienst ausgleichen. In seiner aktuellen Studie „Umverteilung durch den Staat in Österreich“ kommt das Wirtschaftsforschungsinstitut (Wifo) zu dem Schluss: „Die Verteilung der Markteinkommen wird in Österreich durch die Aktivitäten des Staats in beträchtlichem Ausmaß korrigiert.“ Mit anderen Worten: In Österreich werden die Reichen zwar unbestrit​tenermaßen reicher, die Armen aber nicht ärmer. Dafür sorgt Vater Staat.

Das Spezifische an der österreichischen Methodik: Das Steuersystem an sich hat keine umverteilende Wirkung, da alle Einkommensschichten – aufgrund indirekter Steuern wie etwa der Mehrwertsteuer und der Sozialabgaben – gleichmäßig belastet und Ärmere nicht schonender behandelt werden. Die „Flat Tax“ ist damit still und heimlich verwirklicht worden. Dazu kommen zahlreiche Steuervorteile und Absetzbeträge, die ausschließlich Gutverdiener nutzen können – vom Besuch beim Privatarzt bis zum Steuerberater gibt es Möglichkeiten zur Reduzierung der Lohn- und Einkommensteuer, die erhebliche Verschiebungen von unten nach oben bewirken. 

Die Umverteilung in die Gegenrichtung erfolgt über die Transferleistungen, die aus den Steuergeldern verteilt werden. Angesichts des bewegten Geldvolumens wirkt der Staat dabei zumindest wie die Miniaturausgabe von Sloterdijks „saugendem und speiendem Ungeheuer“: Insgesamt 75 Milliarden Euro werden alljährlich an Bürger aller Klassen und gesellschaftlichen Schichten umverteilt. 50 Milliarden davon entfallen auf monetäre Leistungen, 25 Milliarden auf Sachleistungen wie Bildung oder Gesundheit. Von den 8,2 Millionen Einwohnern Österreichs sind freilich bloß 48 Prozent aktive Erwerbspersonen. Arbeitslose, Pensionisten, Kranke, Jugendliche und Kinder, Studenten, im Haushalt tätige Personen bilden bereits die Mehrheit. Die rotweiß​rote Zweiklassengesellschaft: Eine Hälfte erwirtschaftet den Wohlstand, die andere konsumiert ihn.

Dramatische Entwicklung. Die Feinanalyse zeigt ein dramatischeres Bild: Laut Berechnungen der Statistik Austria beziehen von 3,9 Millionen Erwerbstätigen (Selbstständige und Unselbstständige) insgesamt 1,8 Millionen mehr an Transferleistungen, als sie an Lohn- und Einkommensteuer abführen. Nur jeder zweite heimische Erwerbstätige zahlt mehr ins System ein, als er selbst herausbekommt. Gerechnet auf die Gesamtbevölkerung, tragen zwei Millionen Nettozah​ler sechs Millionen Nettoempfänger; durchschnittlich muss ein Leistungsträger die Sozialleistungen von drei Landsleuten finanzieren – und seine eigenen dazu. Bezogen auf sechs Millionen Wahlberechtigte, machen diese Nettozahler nur 30 Prozent des Elektorats aus. Wer Sozialleistungen kürzt, legt sich folglich mit der Mehrheit an und riskiert die Abstrafung durch die Wähler.

Auch wenn der Mittelstand im Wohlfahrtsstaat Österreich ebenfalls großzügig bedacht wird, fließt der Hauptstrom der Transfers wie hydrologisch vorgesehen: nach unten. In der Sprache der Wifo-Wissenschafter: „Es erfolgt eine deutlich vertikale Umverteilung.“ Das unterste Drittel der drei Millionen Haushalte zahlt zwar nur 13 Prozent des gesamten Steueraufkommens, erhält jedoch 43 Prozent aller Sozialleistungen. Das mittlere Drittel zahlt 28 Prozent und erhält 32 Prozent, das oberste Drittel trägt 59 Prozent der Steuerlast und bezieht 25 Prozent der Sozialleistungen. 

Die Lebensrealität der ärmsten Haushalte ist geprägt von totaler Abhängigkeit. Der Großteil des Einkommens kommt in dieser Schicht vom umverteilenden Staat. Die ärmsten zehn Prozent verdienen pro Kopf statistische 385 Euro. Durch die Sozialtransfers erhöht sich dieses Einkommen um 190 Prozent auf 1130 Euro pro Kopf. Bei den durchschnittlich verdienenden Haushalten halten sich Abgaben und bezogene Leistungen die Waage. Bei den obersten zehn Prozent bleiben die empfangenen Transfers laut Wifo um fast 1700 Euro monatlich hinter der Abgabenleistung zurück. 

Im internationalen Vergleich ist Österreich damit absoluter Spitzenreiter. Im Schnitt machen die Transferleistungen 36,6 Prozent vom verfügbaren Einkommen aus. Zum Vergleich: In Schweden liegt der Wert bei 32,7 Prozent, in Deutschland bei 28,2 Prozent, in transferaversen Ländern wie Großbritannien und den USA bei 14,5 beziehungsweise 9,4 Prozent. 
Wenn Erwerbsarbeit nicht gefördert, sondern bestraft und faules Nichtstun belohnt wird, leidet freilich die Leistungsbereitschaft. „Warum soll man sein Leben lang profitieren, nur weil man der richtigen Gebärmutter entschlüpft ist“, fragte sich der amerikanische Multimilliardär Warren Buffett – und begann, sein Vermögen zu verschenken. Österreich hingegen belohnt ​Erben für ihre Nichtleistung durch maximale Steuerschonung. Die Erbschafts- und Schenkungssteuer ist seit dem Vorjahr abgeschafft, jeder Immobilienerbe kann die Leistung seiner Vorfahren ohne Abgaben genießen. Warum, ist logisch nicht zu begründen.

Auch der in der politischen Debatte viel zitierte „Häuslbauer“ ist meist in Schichten anzutreffen, die einige Abgaben durchaus verkraften könnten: Laut einer Studie der Nationalbank hält das oberste Hundertstel aller Haushalte allein 190 Milliarden Euro – und damit 20 Prozent des gesamten Immobilienbesitzes. Auf die wohlhabendsten zehn Prozent der Österreicher entfallen fast zwei Drittel des Immobilienvermögens. Geldvermögen ist nicht viel gerechter verteilt: Das oberste Promille der österreichischen Haushalte verfügt über acht Prozent des gesamten Geldvermögens – und so über gleich viel wie die gesamten unteren 50 Prozent.

Da könnte der Staat einiges an Abgaben und Steuern lukrieren – und nach Lust und Laune weiter umverteilen. Er verzichtet aber darauf: Mit 0,6 Prozent Anteil am Bruttoinlandsprodukt sind die Vermögensteuern deutlich niedriger als im Schnitt der OECD- und EU-Staaten. Die OECD rät Österreich dringend, die Steuern auf Vermögen anzuheben – und jene auf Arbeit zu senken. Denn derzeit haben ausschließlich die Erwerbstätigen die Umverteilungsmaschinerie zu finanzieren. Aus 100 am Markt verdienten Euro werden für das ärmste Drittel der Haushalte nach Abzug der Steuern und Neuverteilung durch den Staat 149 Euro. Dem mittleren Drittel bleiben immerhin 95 Euro. 

Aus Sicht des reichsten Drittels bleiben von 100 Euro nach Abzügen und Zuweisungen 74 Euro übrig. Österreich – Land am Umverteilungsstrome. Nach einer Berechnung der EU ist das Volkseinkommen nach Erhalt von Sozialleistungen – unter den alten EU-15 – nur in Dänemark und Schweden „gerechter“ verteilt.

Das Gerechtigkeitsempfinden einflussreicher Pressure-Groups ist freilich bereits überdehnt. Der Generalsekretär der Industriellenvereinigung Markus Beyrer: „Österreich ist sicher eines der mit Abstand am meisten umverteilenden Länder der ganzen Welt. Berücksichtigt man die real verfügbaren Einkommen der Haushalte, geht die berüchtigte Einkommensschere nicht auseinander. Unser Umverteilungssystem sorgt dafür, dass aus der Schere eine Umverteilungszange wird.“

Man kann den Sachverhalt freilich auch umgekehrt betrachten. Wären die primären Arbeitseinkommen, also die Verdienstsummen vor den Transfers, höher, würden der Umverteilungsbedarf des Wohlfahrtsstaats und letztlich auch die Steuerbelastung sinken. Überstunden etwa werden bei einem Facharbeiter höher besteuert als bei einem Manager – weil die Sozialabgaben ab rund 4000 Euro brutto nicht mehr ansteigen. So klafft die Differenz immer weiter auseinander: Allein im letzten Jahrzehnt kletterten die Einkommen des obersten Zehntels um zehn Prozent – die Einkommen des untersten Zehntels sanken hingegen um zwölf Prozent. Vor allem die Gehälter in typischen Frauenbranchen sind nach wie vor beschämend niedrig: Eine Helferin in einer Anwaltskanzlei etwa erhält knapp unter 1000 Euro brutto, eine Friseurin kommt im ersten Jahr auf 1108 Euro brutto, selbst diplomierte Krankenschwestern verdienen nicht mehr als 2050 Euro brutto.

Keine Anreize. Auch am Arbeitslosengeld liegt es nicht, dass der Anreiz zum Arbeiten niedrig ist. Denn mit 55 Prozent des vorherigen Verdiensts wird in Österreich im OECD-Vergleich nur wenig Arbeitslosengeld ausbezahlt, außerdem ist die Bezugsdauer mit 20 bis 52 Wochen vergleichsweise kurz. Mehr als 1316 Euro pro Monat bekommt niemand an Arbeitslosengeld, egal, wie hoch das Einkommen vorher war. Das durchschnittliche Arbeitslosengeld beläuft sich auf nicht mehr als 833 Euro bei Männern und 690 Euro bei Frauen, pro Kind und Tag gibt es einen Zuschlag von dürftigen 97 Cent. In den vergangenen zehn Jahren ist das ausbezahlte Arbeitslosengeld weiter gesunken – bei Männern um fast acht Prozent. Immer weniger Menschen können davon leben und brauchen zusätzlich zum Arbeitslosengeld noch Sozialtransfers: Allein im Land Wien muss 60.000 Menschen zusätzlich zum Arbeitslosengeld noch Sozialhilfe bezahlt werden. 

Die kuriose Situation: Trotz der Milliarden-Umverteilung ist das System ungerecht, fördert die Falschen und schafft kaum Leistungsanreize – etwa im Familienbereich, nach den Ausgaben für Pensionen und Gesundheit der drittgrößte Brocken im Sozialstaat. 7,5 Milliarden Euro pro Jahr, rund zehn Prozent der Sozialausgaben, kommen den Familien zugute, deutlich mehr als im Schnitt der 26 anderen EU-Staaten. Nur das reiche Luxemburg subventioniert seine Familien noch üppiger. All diese Milliarden können aber nicht verhindern, dass Österreich beide Intentionen der Familienpolitik verfehlt: Die Geburtenrate bleibt niedrig – und die Armut unter den Jüngsten hoch, 90.000 Kinder sind davon betroffen. 

Diese desaströse Bilanz dürfte eigentlich nicht überraschen: Seit Jahrzehnten predigen alle Wissenschafter, dass ein treffsicherer Sozialstaat vor allem aus Sachleistungen besteht. All den Erkenntnissen zum Trotz buttert Österreich 90 Prozent seiner Familienleistungen in monetäre Ströme – und fördert damit teuer am Ziel vorbei. Der Wirtschaftsforscher Markus Marterbauer rechnet in seinem Buch „Wem gehört der Wohlstand?“ vor, dass jeder Euro, der in Kindergärten oder Horte (also Sachleistungen) investiert wird, sozial Schwachen mehr hilft als jede Geldleistung: weil mit der Möglichkeit zu arbeiten das Familieneinkommen erhöht wird und weil jede Frühförderung von Kindern deren Bildungschancen verbessert.

Österreich geht aber auch im Jahr 2009 den gegenteiligen Weg: Für die Erhöhung der Familienbeihilfe gibt der Bund 250 Millionen Euro aus, für die steuerliche Absetzbarkeit von Kindern 510 Millionen – und für den Ausbau der Kindergärtenplätze vergleichsweise mickrige 20 Millionen Euro pro Jahr. 
Ein weiterer Schwachpunkt: Nur dürftige vier Prozent der Familienleistungen sind ans Einkommen gekoppelt, alle anderen, von der Familienbeihilfe bis zum Kindergeld, werden unterschiedslos, vom Hilfsarbeiter bis zum Oberarzt, ausgeschüttet. Der unerwünschte Effekt: Österreich subventioniert vor allem junge Eltern aus dem Arbeitsmarkt hinaus, wie der Sozialforscher Bernd Marin berechnet hat. Verdient eine junge Frau etwa 14.600 Euro brutto pro Jahr, kommt sie dank Kindergeld auf 17.393 Euro netto. Bei einem Bruttoverdienst von 19.600 Euro aber bleiben ihr netto nur 15.533 Euro übrig. Erst bei einem Bruttogehalt von 22.780 Euro verdient sie wieder 17.393 Euro netto. „Arbeit lohnt sich leider viel zu wenig. Dieses System ist leistungsfeindlich und ungerecht“, sagt Marin.

Verstärkt wird diese Schieflage durch die Finanzierung des Kindergelds: 2002 wurde diese Leistung von der Erwerbsarbeit abgekoppelt, seither bekommen auch Bäuerinnen, Hausfrauen, Selbstständige und Studierende diese Unterstützung. Bezahlt wird das Kindergeld aber ausschließlich über Beiträge auf Löhne. Alle Erwerbstätigen sind also Nettozahler dieser Leistung. Womit sich Arbeit wieder einen Schritt weniger lohnt. Hausfrauen werden aber nicht nur durch das Kindergeld subventioniert. Auch danach setzt der Staat viele Mittel ein, die Frauen vom Arbeitsmarkt fernzuhalten – und verteilt damit nicht nur von Erwerbstätigen zu freiwillig Erwerbslosen, sondern auch von unten nach oben um. Der Alleinverdienerabsetzbetrag, mit dem ein Mann „seine“ Hausfrau von der Steuer absetzen kann, kommt vor allem der oberen Einkommenshälfte zugute. Ähnlich sind die Effekte der so genannten beitragsfreien Mitversicherung, mit der rund 500.000 Hausfrauen (mit oder ohne Kinder) gratis bei ihren Partnern krankenversichert sind. 2008 kostete diese Förderung der Nichtarbeit 1,9 Milliarden Euro (inklusive Kinder) – das entspricht 15 Prozent des gesamten Leistungsaufwands der Krankenversicherung. „Ob diese Hausfrauenförderung sinnvoll ist, kann mit gutem Grund bezweifelt werden“, sagt Michael Fuchs vom Europäischen Zentrum für Sozialforschung. Er regt an, allerspätestens mit dem Schuleintritt der Kinder die Gratis​versicherung der Hausfrauen zu beenden.

Dschungel. Bruno Kreisky gab einst die Devise aus, auch der Mittelstand müsse vom Sozialstaat profitieren, damit sich nicht einkommensstärkere Schichten vom Gedanken des Wohlfahrtsstaats verabschieden. Die Wohnbauförderung ist ein klassisches Produkt davon. Seit Kreisky und den siebziger Jahren wurde sie immer wieder renoviert – und ist mittlerweile zu einem Paradebeispiel für Fehlleistung geworden. Finanziert wird die Wohnbauförderung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern über den Wohnbauförderungsbeitrag, in Anspruch nehmen dürfen sie alle. Satte 2,6 Milliarden Euro wurden im Jahr 2008 an Wohnbauförderung ausgeschüttet. Die Profiteure der Wohnbauförderung sind keineswegs die sozial Schwachen. „Sie kommt vor allem mittleren und oberen Einkommensschichten zugute“, heißt es in der Wifo-Verteilungsstudie. Fast zwei Drittel der Wohnbaufördermittel fließen in die obere Einkommenshälfte. Das liegt vor allem daran, dass fast jeder ein gefördertes Einfamilienhaus bauen kann – denn die Einkommensgrenzen sind nicht vorhanden oder überaus großzügig. Sie liegen für einen Einpersonenhaushalt bei einem Jahresnettoeinkommen von 34.000 Euro und steigen mit jeder weiteren Person im Haushalt an. 

Untere Einkommensschichten finanzieren die Wohnbauförderung zwar mit – kommen aber selten in ihren Genuss, weil ihnen das Eigenkapital zum geförderten Hausbau fehlt. Dennoch ist das geförderte Reihenhaus für die Lehrerfamilie noch einer der sinnvolleren Ergebnisse der Wohnbauförderung – ist diese doch nicht mehr zweckgebunden. „Die Bundesländer können die Wohnbaufördermittel auch zur Budgetsanierung verwenden“, sagt Michael Weingärtner, Wohnbauexperte des Wifo. Damit ist das System der Wohnbauförderung endgültig pervertiert.

Wird mit Wohnbauförderung ein schmuckes Einfamilienhaus im Grünen gebaut, dreht sich das große Förderrad gleich weiter, etwa in Form der Pendlerpauschale, die höheren Einkommen mehr zugutekommt als niederen. Das belegen die Zahlen aus dem Finanzministerium: Die grüne Abgeordnete Gabriela Moser wollte sich im Vorjahr einen Überblick verschaffen, welche Einkommensgruppen die Pendlerpauschale (zwischen 630 und 3372 Euro jährlich) beziehen. Dabei zeigte sich, dass das Gros der Pendlerpauschalen an Personen mit einem durchschnittlichen Bruttojahreseinkommen zwischen 30.000 und 50.000 Euro geht. Rund 415.000 Lohnsteuerpflichtige weist die Statistik 2007 in diesem Segment aus, rund 370.000 von ihnen, also knapp 90 Prozent, profitierten von der Pendlerpauschale. In den unteren Einkommensgruppen, die mit rund drei Millionen die Mehrheit der unselbstständig Beschäftigten ausmachen, setzten bloß 270.000 den Weg zur Arbeit ab – also knapp neun Prozent. 
Kanzler Faymann und Finanzminister Pröll scheinen in der Sozialdebatte wild ​entschlossen, ihren ersten wirklichen Streit weiter zu intensivieren. Eine Aussöhnung im publizistischen Umverteilungskampf ​zwischen Peter Sloterdijk und Axel Honneth ist ebenso wenig in Sicht. Ein Kommentator richtete beiden Philosophen Ende September aus, „von der Klugheit des John Maynard Keynes und der nachfolgenden Makroökonomik“ jedenfalls „weit entfernt“ zu sein.

PRESSESTIMMEN
„Falter“Nr. 43/09 vom 23.10.2009: Helga Hauptmann ist seit 1969 Kindergärtnerin…
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Diese Frau ist keine Tante mehr
von nospam@example.com (Ingrid Brodnig) 
Doch je mehr die Wissenschaft über die Entwicklung der Intelligenz herausfand, desto lauter wurde der Ruf nach Frühförderung. „Bis zum fünften Lebensjahr sind bereits 50 Prozent des Endpotenzials entwickelt“, sagt Hauptmann heute. ...

	AUS-, FORT- UND WEITERBILDUNG FÜR ELEMENTARPÄDAGOGINNEN (OHNE PH’en)
	

	
	
	Übersicht


SEMINAR ERSTE HILFE BEI KINDERNOTFÄLLEN - zusätzliches Terminangebot

Sehr geehrte Fortbildungsinteressentin,

sehr geehrter Fortbildungsinteressent,

auf mehrfachen Wunsch wurde für folgendens Kursangebot ein zusätzlicher Termin organisiert:

Erste Hilfe und lebensrettende Sofortmaßnahmen bei Kindernotfällen Kurs 1- theoretische Basisinformationen:

Grundlegendes Wissen über Notfallsituationen mit Kindern ist für das gesamte Team im Kindergarten, Hort oder der Kinderkrippe notwendig.

Das spezielle Kursangebot bezieht sich auf die spezifischen Anforderungen und Situationen in der Arbeit mit Kindern.

Dieser Kurs ist eine dreistündige Information über die wichtigsten theoretischen Grundlagen zum Thema "Erste Hilfe bei Kindern". Sie können ihr bereits erworbenes Wissen auffrischen und erfahren Informationen zu den neuesten Standards im Bereich der Ersten Hilfe.

Seminar Nr. Kg/H/Kk 32b

Referentin: Martina Egger (Johanniter Unfall Hilfe)

Termin: Mi, 25.11.2009, von 17:30 Uhr bis 20:30 Uhr

Ort: Landhaus 2, Heiliggeiststraße 7-9, Innsbruck

ANMELDUNG mit der Seminarnummer Kg/H/Kk 32b über das ONLINE ANMELDEPORTAL bildungfuerkinder.tirol.gv.at/anmeldung 
Anmeldeschluss: 13.11.2009

Mit freundlichem Gruß

Birgit Eder

Birgit Eder

Amt der Tiroler Landesregierung

Abteilung Bildung

Fortbildung für KindergärtnerInnen

A-6020  Innsbruck, Heiliggeiststraße 7-9

Tel: +43 (0)512 508 2798

Mobil: +43 (0)676 88 508 2798

Fax: +43 (0)512 508 2555

birgit.eder@tirol.gv.at 

www.tirol.gv.at/themen/bildung/bildung
	BILDUNGSANSTALTEN FÜR KINDERGARTENPÄDAGOGIK
	

	
	
	Übersicht BAKIP’s
Übersicht Aus- & Fortbildung an BAKIP’s


BAKIP-Absolventen: Uni statt Kindergarten
Die Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik (BAKIP) in Feldkirch bildet jährlich 300 junge Leute aus. Heute feiert sie ihr 50-jähriges Bestehen. Aber viele Absolventen üben den Beruf nicht aus, für sie ist die BAKIP-Matura die Eintrittskarte zur Uni.
(  http://vorarlberg.orf.at/stories/398343/ 
	BUNDESLÄNDERMELDUNGEN, BUNDESVERFASSUNGSREFORM, § 15a-VEREINBARUNG
	

	
	
	Gesetze Bundesländer
Bundeskanzleramt RIS Informationsangebote


Details der Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Einführung der halbtägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen:  
( PDF (
BURGENLAND
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	Burgenland: www.burgenland.at 


Meldungen: keine
KÄRNTEN
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	Kärnten: www.ktn.gv.at 


Meldungen: 

SPÖ Rohr: Wo bleibt die Effizienz der viel gerühmten orange-schwarzen Verwaltungsreform? 
Utl.: Förderung der Kinderbetreuung von 3 bis 4 Jährigen direkt über

      die Gemeinden abwickeln =

   Klagenfurt (OTS) - Inwiefern von einer effektiven

Verwaltungsreform gesprochen werden kann, wie es von BZÖ und ÖVP

stets vollmundig gepriesen wird, fragt sich der

Landesparteivorsitzende der SPÖ Kärnten, LHStv. Reinhart Rohr, im

Zusammenhang der Förderungen für die Kinderbetreuung von 3 bis 4

Jährigen. Anstatt diese Förderungen direkt über die Gemeinden

abzuwickeln, wie es die SPÖ von Beginn an gefordert hat, wurde das

Hilfswerk zwischen geschaltet, was wohl als Vorschussleistung an den

damals zukünftigen Koalitionspartner Martinz zu werten ist, meint

Rohr. "Die Gemeinden direkt mit dieser Aufgabe zu betrauen, wäre

nicht nur der unbürokratischere Weg, sondern würde auch noch eine

Einsparung von rund 800.000 Euro bringen, die das Hilfswerk derzeit

für seine Dienste erhält", erneuert Rohr die Forderung der SPÖ.

Verwaltungsreform dürfe nicht nur angekündigt, sondern müsse auch

gelebt werden. Hier biete sich eine gute Möglichkeit, mit

Reformmaßnahmen anzusetzen, die eine Vereinfachung der Bürokratie mit

sich bringen und auch Einsparungen erzielen, so Rohr abschließend. 

   (Schluss)

Rückfragehinweis:

   Pressestelle SPÖ Kärnten

   10.-Oktober-Straße 28, 9020 Klagenfurt

   Fax:   +43(0)463-54 570

   Mobil: +43(0)463-5 77 88

*** OTS-ORIGINALTEXT PRESSEAUSSENDUNG UNTER AUSSCHLIESSLICHER

INHALTLICHER VERANTWORTUNG DES AUSSENDERS - WWW.OTS.AT ***

Kinderkrippen droht das Aus Kleine Zeitung
Klagenfurts rote Kindergartenreferentin überlegt, städtische Kinderkrippen zu schließen - ein Beitrag, um insgesamt zwei Millionen Euro zu sparen.

NIEDERÖSTERREICH
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	Niederösterreich: www.noe.gv.at 


Meldungen: 

Die Sprache ist das Wichtigste - Wenn es um Integration geht, führt an der deutschen Sprache kein Weg vorbei. In Niederösterreich läuft ein Pilotprojekt. 

Es gibt ein gewisses Problem in Schulen, an denen der Ausländeranteil eher hoch ist", sagt Bildungslandesrat Johann Heuras. Vor allem im Ballungsraum südlich von Wien ist die Dichte von Kindern, die nicht Deutsch als Muttersprache haben, sehr groß. Heuras, einst selbst Lehrer an einer HTL: "Je früher wir ansetzen, um Kinder zu integrieren, desto eher ersparen wir ihnen spätere Probleme." Wichtigster Punkt ist die Sprache; ein weiterer Aspekt ist Respekt vor unterschiedlichen Kulturen.

Seit April läuft an zwölf niederösterreichischen Volksschulen ein Pilotprojekt, um die Sprachproblematik in den Griff zu bekommen. Eigens ausgebildete interkulturelle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (IKM) unterstützen die Klassenlehrer in den ersten beiden Schulstufen. 

Muttersprache
Die Mitarbeiter werden in den Unterricht als Begleit- und Stützpersonen eingebunden", sagt Murat Düzel, Leiter des Integrationsservice NÖ. "Sie unterstützen die Nutzung der Muttersprache bei gleichzeitigem Lernen der Zweitsprache Deutsch." Meist wird in Kleingruppen gearbeitet. "Es ist eine totale Entlastung für die Kolleginnen in der Klasse", sagt Monika Dornhofer, Direktorin der Badener Volksschule am Pfarrplatz. "Wenn ein Kind zum Beispiel ein Problem beim Rechnen hat, nimmt sich die interkulturelle Mitarbeiterin das Kind zur Seite und löst mit ihm die Aufgabe. Die Klassenlehrerin kann sich dann um die anderen 22, 24 Schüler kümmern."

In Baden sind zwei IKM tätig. "Eine Volksschullehrerin aus Albanien und eine Theaterpädagogin aus Kroatien", so Dornhofer.

"Die Mitarbeiter werden berufsbegleitend in vier Semestern ausgebildet", sagt Landesrat Heuras. Auf vier Wochen Praxis in der Schule folgt eine Woche Theorie in der Pädagogischen Hochschule in Baden.

Jahrelange Erfahrung mit IKM hat man bereits in Niederösterreichs Kindergärten. "Dort funktioniert das ganz gut", so Heuras. "Wichtig in diesem Zusammenhang ist aber das verpflichtende Kindergartenjahr. 


Eltern
Gut funktioniere auch die Einbindung von Eltern, die oft größere sprachliche Probleme haben, als ihr Nachwuchs. "Es ist hilfreich, wenn jemand die Muttersprache der Eltern spricht", erklärt Direktorin Dornhofer. Probleme können so oft rasch und ohne Missverständnisse geklärt werden.

Neben den sprachlichen und pädagogischen Schwerpunkten, sollen alle Volksschulkinder auch den kulturellen Hintergrund ihrer Mitschüler kennenlernen. "Es ist wichtig, dass die interkulturellen Mitarbeiter Brücken zwischen den Kulturen bauen und Verständnis schaffen", sagt Heuras. "Das ist Prävention gegen spätere Ausländerfeindlichkeit", pflichtet ihm Badens Bürgermeisterin Erika Adensamer bei.

"Das ist vernünftige und gelebte Integration", zeigt sich Heuras beim Besuch der Badener Volksschule begeistert, als Kinder ihn mit einem Lied in zehn unterschiedlichen Sprachen begrüßen. "Wir werden das Projekt laufend analysieren, optimieren und versuchen, es auch auf andere Standorte in NÖ auszudehnen", meint der Landesrat. 

http://www.kurier.at/nachrichten/niederoesterreich/1948444.php 
OBERÖSTERREICH
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	Oberösterreich: www.ooe.gv.at 


Meldungen: 

Sankt Lorenz: Montessori Waldkindergarten offiziell eröffnet
Im-Salzkammergut
... Michaela Langer-Weninger und Anton Hüttmayr die offizielle Eröffnung des am Gelände des Höribachhofes neu gebauten Montessori Waldkindergartens statt. ...

Vöcklabruck: Perfekter Start für Projekt Gratis-Kindergarten
Im-Salzkammergut
36 Vorschulkinder erhalten eine spezielle Sprachförderung. Dabei handelt es sich um acht Österreicher, fünfzehn Österreicher mit Migrationshintergrund sowie ...

SALZBURG
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	Salzburg: www.salzburg.gv.at 


Meldungen: 

Eberle: Wenig Chance für Gratis-Kindergärten
Landesrätin Doraja Eberle (ÖVP) sieht vorerst kaum Chancen für Gratis-Kindergärten. Budgetprobleme des Landes, die ab Freitag besprochen werden, ...
Kinderbetreuung: "Es bedarf einer Kontrolle und diese Kontrolle muss das Land oder das Ressort machen." (LRin Doraja Eberle)
( http://salzburg.orf.at/stories/398573/ 

'Kinderbetreuung soll Gemeindesache werden' - Die Organisation von Kinderbetreuung in Kindergärten und Schulen soll weitgehend Gemeindesache werden. Bund und Länder sollen nur zahlen
( http://salzburg.orf.at/stories/398559/  

STEIERMARK
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	Steiermark: www.steiermark.at 


Meldungen: 

"z'samm tuan" soll Barrieren abbauen und Ängste nehmen - "Mehr gemeinsam als man denkt" - unter diesem Motto lud Impuls Styria gemeinsam mit dem Kinderbüro Steiermark am 19. Oktober zur Projektpräsentation von "z'samm tuan" ins Kunsthaus Graz. 

( 
http://www.kleinezeitung.at/steiermark/weiz/2174484/z-samm-tuan-soll-barrieren-abbauen-aengste-nehmen.story 
TIROL
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	Tirol: www.tirol.gv.at 


Meldungen: keine
VORARLBERG
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	Vorarlberg: www.vorarlberg.at 


Meldungen: 

LH Sausgruber: "Kindergärten haben wichtige Brückenfunktion" 
Utl.: Ein halbes Jahrhundert Kindergartenpädagogik am Feldkircher Institut

      St. Josef =

   Feldkirch (OTS/VLK) - Die Bildungsanstalt für

Kindergartenpädagogik (BAKIP) am Institut Sankt Josef in Feldkirch

feiert heuer ihr 50-jähriges Bestehen. Landeshauptmann Herbert

Sausgruber, der heute, Freitag, zum Jubiläumsfest die Glückwünsche

des Landes überbrachte, bedankte sich beim Lehrpersonal für den

engagierten Einsatz und hob die Bedeutung der Ausbildung für die

Gesellschaft hervor: "Innerhalb der Familien und in den Kindergärten

wird das Fundament gelegt für eine gute Entwicklung unserer Kinder.

Umso wichtiger ist die erstklassige Qualifikation der Pädagoginnen

und Pädagogen". Die BAKIP habe sich in den vergangenen 50 Jahren

einen hervorragenden Ruf und einen festen Platz in Vorarlbergs

Bildungslandschaft erarbeitet, resümierte der Landeshauptmann.

   Die Gründung der Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik am

Feldkircher St. Josef-Institut vor einem halben Jahrhundert geht auf

die Initiative einiger engagierter Frauen im Orden der Barmherzigen

Schwestern vom heiligen Kreuz zurück. Mit 20 Schülerinnen wurde im

September 1959 der Schulbetrieb aufgenommen. Seit 1985 ist es

möglich, neben dem Diplom zur Kindergartenpädagogin bzw. -pädagogen

auch die Reifeprüfung zu absolvieren. Den Absolventinnen und

Absolventen stehen damit sämtliche Studien- und zahlreiche

Weiterbildungsmöglichkeiten offen. In den 50 Jahren haben mehr als

2.000 junge Menschen die BAKIP erfolgreich abgeschlossen.

Kinder im Mittelpunkt

   Die Kindergärten im Land nehmen eine wichtige Brückenfunktion zur

Schule und zu jeder weiteren Bildung bis ins Erwachsenenalter ein,

erklärte der Landeshauptmann: "Mit unseren Kindern entscheidet sich

letztlich die Zukunftsfähigkeit des Landes. Daher ist es wichtig,

schon für die Kleinsten beste Bedingungen sicherzustellen". Neben den

notwendigen räumlichen Voraussetzungen mit einer modernen Ausstattung

werden diese guten Bedingungen laut Sausgruber vor allem durch das

engagierte und geschulte Personal gewährleistet: "Ein Garant für die

hohe Qualität des Kindergarten-Personals ist seit nunmehr 50 Jahren

auch die Bildungsanstalt für Kindergartenpädagogik in Feldkirch". 

Chancen für die Kleinsten

   Für den bedarfsgerechten Ausbau der Kindergartenangebote in den

Gemeinden hat das Land die Förderungen deutlich verstärkt. Bereits im

vergangenen Jahr wurden die Weichen für die Öffnung der Kindergärten

für Dreijährige und die Verkleinerung der Gruppen gestellt. Je nach

Größe und Finanzkraft erhalten die Gemeinden vom Land mindestens 60

Prozent der Personalkosten ersetzt. Daneben werden die Kommunen beim

Neubau oder der Erweiterung von Kindergärten sowie bei Adaptierungen

und Sanierungen bestehender Räumlichkeiten finanziell unterstützt.

"Die vielfältigen Maßnahmen dienen auch dem Ziel, Vorarlberg zum

kinder- und familienfreundlichsten Land zu machen", verwies

Sausgruber auf die ehrgeizige Landes-Initiative "Kinder in die Mitte

- Miteinander der Generationen". Seit 2004 schafft das Land mit

dieser Aktion gezielt Bewusstsein für die Bedürfnisse der Kinder und

setzt zugleich wichtige Impulse.

Rückfragehinweis:

   Landespressestelle Vorarlberg

   Tel.: 05574/511-20145, Fax: 05574/511-20190

   mailto:presse@vorarlberg.at 
   http://www.vorarlberg.at/presse 
   Hotline: 0664/625 56 68, 625 56 67
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Kundmachung des Landeshauptmannes über die staatsrechtliche Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern über die Einführung der halbtägig kostenlosen und verpflichtenden frühen Förderung in institutionellen Kinderbetreuungseinrichtungen

( Landesgesetzblatt Stück 26/2009 vom 25. August 2009:
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Meldungen: keine
FAMILIENPOLITIK

Mautz: Einkommensabhängiges Kindergeld ist frauenpolitischer Meilenstein und Arbeitsauftrag 
   Wien (OTS/SK) - "Für die SPÖ Frauen ist der heutige Beschluss zum

einkommensabhängigen Kindergeld im Nationalrat Anlass zu großer

Freude", meinte SPÖ-Bundesfrauengeschäftsführerin Andrea Mautz.

"Damit wird unsere langjährige Forderung endlich umgesetzt." Mautz

weiter: "Die hartnäckigen Verhandlungen von Frauenministerin Gabriele

Heinisch-Hosek haben sich gelohnt. Die Beihilfe für sozial Schwache

bleibt nicht nur bestehen, sie muss auch in Zukunft nicht mehr

zurückgezahlt werden. Auch die Situation von AlleinerzieherInnen, die

unsere Hilfe besonders brauchen, wurde berücksichtigt" sagte Mautz am

Donnerstag gegenüber dem SPÖ-Pressedienst. ****

   "Das Einkommensabhängige Kindergeld ist eine große Chance für mehr

Väterbeteilung bei der Karenz. Das Argument, die Familie könne sich

den Einkommensverlust nicht leisten, gilt nun nicht mehr. In dieser

Hinsicht müssen wir aber noch sehr viel Bewusstseinsbildung leisten,

damit das Angebot auch tatsächlich angenommen wird. Väterkarenz soll

unbedingt die Regel und nicht die Ausnahme sein", sagte Mautz.

   "Ich sehe den Beschluss zum Einkommensabhängigen Kindergeld vor

allem auch als Arbeitsauftrag", meinte die

SPÖ-Bundesfrauengeschäftsführerin. Der Ausbau der Kinderbetreuung für

die Unter-Dreijährigen müsse nun dringend beschleunigt werden. "Der

Druck von Seiten der Eltern wird nun enorm steigen, denn nur mit

einem flächendeckenden Ausbau der Kinderbetreuung können die Eltern

das zusätzliche Angebot auch wahrnehmen", betonte Mautz abschließend.

(Schluss) up/cv

Rückfragehinweis:

   SPÖ-Bundesorganisation, Pressedienst, Löwelstraße 18, 1014 Wien 

   Tel.: 01/53427-275

   http://www.spoe.at/impressum 
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Kinderbetreuungsgeld - Heinisch-Hosek: "Haben nächsten großen familienpolitischen Schritt gemacht" 
Utl.: Mehr Männer in Karenz bringen - "Sehr klar" mit Ländern über

      Kinderbetreuungs-Angebote verhandeln =

   Wien (OTS/SK) - Mit dem Kindergeld neu "haben wir

familienpolitisch einen nächsten großen Schritt gemacht", so

Frauenministerin Gabriele Heinisch-Hosek am Donnerstag im

Nationalrat. Heinisch-Hosek zeigte sich erfreut darüber, dass es

gemeinsam mit Staatssekretärin Marek gelungen sei, "viel für die

Familien weiterzubringen". So sei auch bei der  Absicherung von

Alleinerziehenden ein "wichtiger Schritt gelungen", sagte

Heinisch-Hosek, die bekräftigte, dass darauf zu achten sei, "dass wir

den Alleinerziehenden die Sozialleistungen zukommen lassen, die sie

vor Armut bewahren". In Sachen Kinderbetreuung müsse es "der nächste

Schritt sein, mit den Ländern in sehr klare Verhandlungen zu treten",

so Heinisch-Hosek, die sich hier für eine Erweiterung des Angebots

und für gleiche Bedingungen für alle Kinder in Österreich aussprach.

****

   Kindergeld neu heiße auch, "Lösungen anzubieten und nicht in

Problemen zu denken", so die Frauenministerin, die ihrer Hoffnung

Ausdruck gab, dass es mit dem einkommensabhängigen

Kinderbetreuungsgeld gelinge, "dicke Mauern von Ausreden und

Vorurteilen einzuschlagen", so dass mehr Väter in Karenz gehen. Hier

sei eine 20-prozentige Männerbeteiligung ihr Ziel, so die

Frauenministerin, die hierzu betonte: "Schon der Flügelschlag eines

Schmetterlings kann Stürme auslösen. Ich wünsche mir, dass das

Kindergeld neu einen Ansturm von Vätern, die in Karenz gehen,

entfacht." Um dies zu erreichen, müsse freilich auch in den Betrieben

eine Kultur geschaffen werden, die dies zulasse, ergänzte

Heinisch-Hosek. Mit den fünf Varianten des Kinderbetreuungsgelds

trage man verschiedenen Lebensformen Rechnung, das sei "wichtig für

eine moderne Familienpolitik". 

   Die Frauenministerin sprach sich mit Blick auf die

einkommensabhängige Variante dafür aus, dass mit dem Wiedereinstieg

ins Berufsleben nach 14 Monaten die "Möglichkeit gegeben ist, dass

die Kinder gut untergebracht sind. Da werden wir mit den Ländern

weiterverhandeln", so Heinisch-Hosek, die klarstellte, dass sie mit

Marek darüber einig sei, dass Kinder in ganz Österreich die gleichen

Bedingungen vorfinden müssen. Daher müsse "der nächste Schritt sein,

dass wir mit den Ländern in Verhandlungen treten, dass Kinder

mindestens acht Stunden am Tag die Möglichkeit haben, betreut zu

werden und dass die Kinder ein warmes Mittagessen haben, auch dass

fünf Tage in der Woche offen ist, und jeder Mensch die Möglichkeit

wählen kann, die er möchte. Jetzt gelte es, das "Angebot zu

erweitern", so Heinisch-Hosek abschließend. (Schluss) mb

Rückfragehinweis:

   SPÖ-Bundesorganisation, Pressedienst, Löwelstraße 18, 1014 Wien 

   Tel.: 01/53427-275

   http://www.spoe.at/impressum 
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Musiol zu Kindergeld: Alleinerziehende haben wiedereinmal Pech gehabt 
Utl.: Regierung spart bei jenen, die zusätzliche finanzielle Unterstützung

      benötigen =

   Wien (OTS) - "Es ist anzuerkennen, dass die ÖVP ihre sture

Ablehnung gegenüber der jahrelangen Grünen Forderung nach einem

einkommensabhängiges Karenzgeld aufgegeben und erkannt hat, dass für

eine erhöhte Väterbeteiligung auch Anreize gesetzt werden müssen .

Aber anstatt das bisherige System des Kinderbetreuungsgeldes komplett

aufzugeben wurde am bestehenden weitergebastelt", kritisiert die

Familiensprecherin der Grünen, Daniela Musiol. Zusätzliche Varianten

und neue Arten von Zuverdienstgrenzen schaffen ein derartiges Ausmaß

an Komplexität, dass man nur mehr von der Qual der Wahl für Familien

sprechen kann. 

Ungerechtigkeiten und Schwierigkeiten sieht Musiol in der konkreten

Ausgestaltung: "Die Diskriminierung von Kindern von getrennten Paaren

gegenüber Kindern von zusammenlebenden Paaren bleibt weiter aufrecht.

Nur in Härtefällen können Alleinerziehende künftig zwei Monate länger

Kinderbetreuungsgeld in Anspruch nehmen. Damit wird aber die

grundsätzliche Problematik, dass Alleinerziehende alleine für

Kinderbetreuung aufkommen müssen, nicht gelöst."

Die Härtefallregelung ist derart restriktiv, dass weder Unterhalt

noch ein Einkommen über 1.200 Euro, inklusive aller

Familienleistungen, erreicht werden darf. "Dabei müsste die Regierung

wissen, dass gerade Unterhaltsvorschüsse aber auch

Unterhaltsleistungen meist sehr niedrig sind und weit unter dem

Regelbedarf für Kinder liegen. Es wird daher zu Situationen kommen,

dass Alleinerziehende Unterhalt für ihr Kind beziehen, sie aber mit

ihrem Gesamteinkommen weit unter 1.200 Euro bleiben. Doch Pech

gehabt, denn von den zwei Extra-Monaten sind sie dennoch

ausgeschlossen", erläutert Musiol.

Zum Nachteil für Alleinerziehende ist auch die Neuregelung des

Zuschusses. Zwar muss die neue Beihilfe nicht mehr zurückgezahlt

werden, doch die Dauer wird auf 12 Monate verkürzt. "Hier wird ganz

offensichtlich Geld bei jenen eingespart, die jegliche Form der

zusätzlichen finanziellen Unterstützung dringend nötig hätten. Auch

das Absenken der Zuverdienstgrenze bei der Beihilfe bedeutet für

Alleinerziehende, dass sie maximal geringfügig arbeiten dürfen, um

den Beihilfen-Anspruch nicht zu verlieren", so Musiol.

Alleinerziehende haben somit die Wahl zwischen einem Leben unter der

Armutsgrenze trotz Beihilfe oder einer Berufstätigkeit, die weit über

die Geringfügigkeit hinaus geht, jedoch zu einem Verlust der Beihilfe

führt. 

"Dass die SPÖ hier trotz anfänglichen Widerstands umgefallen ist und

nun mithilft, ein sozial ungerechtes System einzuführen, welches

weitere Armutssituationen schaffen wird ist völlig unverständlich.

Wir Grüne bekämpfen die Armut und nicht die Armen und wir fordern

alle auf dies auch zu tun", schließt Musiol.

Die Grünen haben zur Verbesserung der Situation von Alleinerziehenden

sowie zur Auflösung zahlreicher zusätzlicher Ungerechtigkeiten im

Gesetzesvorhaben, die vor allem neue Familienformen betreffen,

Abänderungsanträge eingebracht und fordern die Regierung auf, diese

zu unterstützen.

Rückfragehinweis:

   Die Grünen

   Tel.: +43-1 40110-6697

   mailto:presse@gruene.at 
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Nikolaus Prinz: Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld muss nicht mehr zurückgezahlt werden 
   Wien (OTS/ÖVP-PK) - Die Lebensrealität der Familien ist sehr

unterschiedlich. Mit dem Beschluss des einkommensabhängigen

Kindergeldes erhöhen wir die Wahlfreiheit für die Eltern. Als

besonderes Highlight der Novellierung nannte der ÖVP-Abgeordnete

Nikolaus Prinz heute, Mittwoch, in seinem Debattenbeitrag im

Nationalrat, dass der Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld künftig nicht

mehr zurückgezahlt werden muss. "Familien, die in einer schwierigen

finanziellen Situation sind, brauchen dieses Geld als fixe Beihilfe,

um nicht weiter in die Armut abzurutschen:" ****

Sinn und Zweck des Kinderbetreuungsgeldes ist es, jungen Familien in

den ersten Lebensmonaten ihrer Kinder finanziell unter die Arme zu

greifen. "Denn es ist die Zeit, in der die Kinder auf die

Rund-um-die-Uhr-Betreuung von Mutter und/oder Vater angewiesen sind",

so Prinz. Als zusätzliche soziale Leistung für Familien, die sich in

einer besonders schwierigen finanziellen Lage befinden, ist der

Zuschuss zum Kinderbetreuungsgeld eine notwendige Hilfe. "Leider ist

dieser Zuschuss in den letzten Jahren immer wieder in die

Schlagzeilen geraten, weil er lediglich als Kredit gedacht war. Die

gesetzeskonforme Rückzahlung hat diese Familien jedoch erneut vor

eine schwierige Aufgabe gestellt?", ist der ÖVP-Abgeordnete froh,

dass dieser Zuschuss von immerhin rund 180 Euro im Monat ab 1. Jänner

2010 nicht mehr zurückbezahlt werden muss. Mütter, deren eigenes

Zusatzeinkommen nicht mehr als 5.800 Euro pro Jahr und das Einkommen

ihres Partners nicht mehr als 16.200 Euro im Jahr beträgt, haben

Anspruch auf den Zuschuss. "Den sozial Schwachen helfen wir damit ein

Jahr lang bei der Bewältigung ihrer finanziellen Situation. Auch das

hat viel mit der Lebensrealität vieler Familien zu tun!", so Prinz. 

Ein weiteres Highlight der Novellierung des Kinderbetreuungsgeldes

betrifft die neue Anpassung des Zuschusses für Zwillinge und andere

Mehrlinge in der gewählten Pauschalvariante. Statt zusätzlich 7,27

Euro täglich steht diesen Familien in Zukunft 50 Prozent des

jeweiligen Tagesbetrages zu. Damit wird dem Mehraufwand bei

Mehrlingsgeburten Rechnung getragen, so wie es Lebensrealität in

diesen Familien entspricht.

"Die Neugestaltung des Kinderbetreuungsgeldes stellt eine echte

Modernisierung dar, die dem Lebensalltag von Familien mit kleineren

Kindern entgegenkommt. Neben einer stärkeren Väterbeteiligung ist mit

der Flexibilisierung bei den Zuverdienstgrenzen zudem zu erwarten,

dass Frauen, die neben Kinderbetreuung auch weiterhin ihrem Beruf

nachgehen wollen, ihren Kinderwunsch leben können", schloss Prinz.

(Schluss)

Rückfragehinweis:

   Pressestelle des ÖVP-Parlamentklubs

   Tel.: 01/40110/4436

   http://www.oevpklub.at  
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Gartelgruber: FPÖ bleibt beim "Nein" zur Kindergeldreform 
Utl.: SPÖ und ÖVP haben trotz konstruktiver Vorschläge der FPÖ ihre Novelle

      des kleinsten gemeinsamen Nenners durchgepeitscht =

   Wien (OTS) - "Die neue einkommensabhängige Variante mit 80 Prozent

des letzten Nettoeinkommens aufgrund der geringen Dauer von nur zwölf

plus zwei Monaten ist schon allein familienpolitisch bedenklich: Es

kann doch keine Zielsetzung der Regierung sein, dass die

Unter-2-Jährigen künftig gleichsam mit Gewalt in Fremdbetreuung

kommen. Es gibt ungleich mehr Frauen, die sich dafür entscheiden, die

ersten drei Jahre bei ihren Kindern zu Hause zu bleiben, anstatt eine

temporäre Minimal-Variante in Anspruch zu nehmen.

Entwicklungspsychologische Studien beweisen, wie wichtig eine

durchgängige Bezugsperson gerade in dieser Zeit für kleine Kinder

ist", erklärt FPÖ-Frauensprecherin NAbg. Carmen Gartelgruber im

Rahmen der Nationalratssitzung vom 21. Oktober.

Zudem dränge sich die Frage auf, warum die Höhe des Kindergelds

eigentlich vom Einkommen abhängen soll: "Ein Baby benötigt gleich

viel Zuwendung bzw. verursacht denselben Aufwand, unabhängig davon,

ob seine Mutter Mindestlohnempfängerin oder Spitzenverdienerin ist.

Bei einer Geburtenrate von 1,4 Kindern pro Frau in Österreich sollte

jedes Baby gleich viel Wert sein, daher auch ein mit einem

einheitlichen Kindergeld gefördert werden. Frau Heinisch-Hosek und

Frau Marek sprechen in anderen Zusammenhängen gerne von

Diskriminierung, doch in diesem Fall müssen sie sich selbst an der

Nase nehmen - Denn sollte man nicht schon bei der Geburt mit

Gleichbehandlung anfangen?", fragt Gartelgruber.

Und von der völligen Gleichstellung der Alleinerzieherinnen sei man

immer noch meilenweit entfernt, so die FP-Frauensprecherin: "Anstatt

allen Kindern das Kinderbetreuungsgeld in gleicher Höhe

auszubezahlen, wird es für Familien mit Alleinerzieherinnen weiter

unnötige Sonderbestimmungen geben. Der Tatsache, dass

Ein-Eltern-Haushalte ein dreifach erhöhtes Armuts-Risiko im Vergleich

zur Restbevölkerung aufweisen, wird man damit erneut nicht gerecht -

Die Vergleichswerte zu anderen europäischen Ländern sind geradezu

beschämend. Vor allem die Politik der ÖVP ist dafür verantwortlich,

dass insbesondere Frauen hier häufig in Existenznöte geraten." 

Insgesamt müsse die praktische Durchführbarkeit gerade der

Alleinerzieherinnen-Regelung bezweifelt werden meint Carmen

Gartelgruber, die die Ablehnung der FPÖ zur Reform so zusammenfasst:

"Was uns hier vorgelegt wurde war nichts anderes, als dass massive

familien- und frauenpolitische ideologische Differenzen auf den

kleinsten gemeinsamen Nenner gebracht wurden: So werden die

zusätzlichen Varianten weder die Beteiligung der Väter an der

Kinderbetreuung signifikant erhöhen, noch zu mehr Übersicht führen -

ganz im Gegenteil. Wenn dann noch behauptet wird, man habe mit der

Reform den vielfältigen Lebenswelten der Eltern entsprochen, ist das

nur ein schlechter Witz!"

Rückfragehinweis:

   Freiheitlicher Parlamentsklub
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Marek: Wir wollen Mut zum Kind machen - mit neuen Kinderbetreuungsgeldvarianten und den richtigen Rahmenbedingungen 
Utl.: Staatssekretärin stolz auf weiteren Meilenstein in der

      österreichischen Familienpolitik =

   Wien (OTS/ÖVP-PK) - Sehr stolz, dass "wir einen weiteren

Meilenstein in der österreichischen Familienpolitik beschließen

können", zeigte sich Staatssekretärin Christine Marek heute,

Donnerstag, im Nationalrat anlässlich der Debatte über das

Kinderbetreuungsgeld. "Und wir arbeiten konsequent weiter an der

Verbesserung der Rahmenbedingungen für Familien." ****

Mit der zusätzlichen einkommensabhängigen Variante und der

Verbesserung bei der Zuverdienstgrenze "haben wir ein sozial

ausgewogenes Paket geschnürt, das Rahmenbedingungen für sozial

schwächere Familien schafft und gleichzeitig besser qualifizierten

jungen Leuten Mut zum Kind machen soll", so Marek weiter. 

Gleichzeitig sei aber allen bewusst, dass Geld alleine das Problem

der niedrigen Geburtenrate nicht löse. Marek: "Wir haben schon viel

Geld an reinen Transferleistungen für Familien und zusätzliche

Steuerentlastungen in die Hand genommen. Aber wir wissen, dass es

auch an den richtigen Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von

Familie und Beruf liegt, den Kinderwunsch zu realisieren. Das machen

wir mit diesem Paket, das durch seine familien- und sozialpolitische

Gestaltung Mut zum Kind machen kann."

 Das Paket sei sehr komplex, räumte Marek ein. Daher "arbeiten wir

mit Hochdruck an den geeigneten Informationsangeboten und werden auch

auf unserer Homepage einen Kinderbetreuungsgeldrechner anbieten."

Die neuen Angebote mit insgesamt fünf verschiedenen Varianten

berücksichtigen mehr denn je die individuelle Situation der Familien.

"Familien haben höchst unterschiedliche Anforderungen und diese

berücksichtigen wir bei der Schaffung von Rahmenbedingungen für die

Kinderbetreuung", so Marek. Dafür bestehe in Österreich nach wie vor

Verbesserungspotential. "So viel Geld wie wir in dieser

Bundesregierung für die Kinderbetreuungseinrichtungen in die Hand

nehmen, wurde noch niemals zuvor in die Hand genommen." Es gebe

allerdings - vor allem in der Bundeshauptstadt Wien - massive

Probleme bei den Kindergärten. "Ich stünde einem Bundesrahmengesetz

positiv gegenüber. Tatsache ist aber, dass wir in Österreich ein

föderalistisches System haben und somit die Länder zuständig sind."

Daher sei man dabei, grundlegende Standards mit dem Zugang der

Qualitätsverbesserung für die Kinder umzusetzen, wie es im

Regierungsprogramm verankert sei. 

"Wir sind auf diesem Weg gut unterwegs und arbeiten konsequent an

weiteren Verbesserungen", schloss die Staatssekretärin.

(Schluss) 

Rückfragehinweis:

   Pressestelle des ÖVP-Parlamentklubs

   Tel.: 01/40110/4436

   http://www.oevpklub.at   
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Strache: Österreich braucht eine familienpolitische Umkehr 
Utl.: Unbezahlte Leistungen der österreichischen Privathaushalte haben

      einen Wert von 110 Milliarden Euro - FPÖ für

      Familiensteuersplitting =

   Wien (OTS) - Im Nationalrat wurde heute eine Novelle zum

Kinderbetreuungsgeldgesetz debattiert, mit der eine weitere

Auszahlungsvariante, nämlich 1.000,- Euro monatlich für 12 plus 2

Monate, eingeführt werden soll. Außerdem soll eine

einkommensabhängige Variante mit gleicher Dauer im Ausmaß von 1.000,-

bis 2.000,- Euro eingeführt werden.

"Das Kinderbetreuungsgeld war ein international anerkannter

Meilenstein am Weg vom Familienlastenausgleich zum

Familienleistungsausgleich", meinte dazu FPÖ-Bundesparteiobmann HC

Strache in seinem Debattenbeitrag. "Denn erstmals wurde die

elterliche Betreuungs- und Erziehungsarbeit, die vor allem von

Müttern erbracht wird, als Leistung anerkannt und finanziell

zumindest teilweise abgegolten."

Leider, so Strache weiter, "leben wir in einer Zeit, in der

Leistungen, die nicht durch einen Lohnzettel bewertet werden, nicht

als Leistungen wahrgenommen werden. Von dieser groben

Fehleinschätzung und Unterbewertung sind hauptsächlich Frauen

betroffen. Denn Familienarbeit wird im Falle der Kinderbetreuung vor

allem von Müttern geleistet, im Falle der innerfamiliären Pflege

erbringen vor allem Töchter und Schwiegertöchter diese Leistungen."

Das deutsche statistische Bundesamt hat im Jahr 2001 den Wert der

unbezahlten Leistungen, die in Privathaushalten erbracht werden, auf

mindestens 820 Milliarden Euro oder knapp 40 Prozent des

Bruttoinlandsprodukts geschätzt. "Auf unser Land und das Jahr 2008

übertragen, würden die unbezahlten Leistungen der österreichischen

Privathaushalte einen Wert von ungefähr 110 Milliarden Euro

erreichen", erläuterte Strache.

Diese Leistungen würden nicht honoriert. "Jeder Stau, bei dem die

Motoren sinnlos laufen und Treibstoff verbrannt wird, erhöht das

Bruttoinlandsprodukt, Familienarbeit im Ausmaß von über 100

Milliarden Euro aber nicht", bedauerte Strache. Hier müsse dringend

umgedacht werden, denn ohne entsprechende Anerkennung würden die

Menschen diese Leistungen über kurz oder lang reduzieren oder

gänzlich einstellen. Der Anstieg der Kinderlosigkeit sei ein erstes

Zeichen für eine solche Entwicklung. Österreich brauche eine

familienpolitische Umkehr, hin zu einer geburtenorientierten

Familienpolitik, hin zu einer familienorientierten Wirtschaftspolitik

und nicht zu einer wirtschaftsorientierten Familienpolitik.

Strache bezeichnete die Vereinbarkeit von Familie und Beruf als

wichtig. Es werde auch sehr viel für jene getan, die schon früh nach

einer Geburt wieder einer Erwerbstätigkeit nachgehen wollen. "Wir

dürfen jedoch nicht auf jene vergessen, die ihre Kinder über einen

längeren Zeitraum selbst betreuen wollen, die sich für mehrere Kinder

entscheiden und sich daher auch länger der Familienarbeit widmen

wollen. Eines dürfen wir nämlich nicht vergessen, je früher der

Wiedereinstieg in den Beruf erfolgt, desto geringer wird die

Wahrscheinlichkeit auf die Geburt eines zweitens oder dritten

Kindes." Österreich sei schon heute jenes Land in Europa, in dem der

Kinderwunsch am niedrigsten ist.

Daher setze sich die FPÖ wir uns für ein Familiensteuersplitting, für

ein Erziehungsgehalt, für eine Bevorzugung von Eltern am Arbeitsmarkt

und für eine gerechte pensionsrechtliche Bewertung von

Kindererziehungszeiten ein, erklärte Strache. "Mütter sind im

Pensionssystem vorrangig zu berücksichtigen, es sind nämlich die

Kinder dieser Mütter, die die Pensionsbeiträge leisten und damit

dieses System erst aufrecht erhalten."

Das Kinderbetreuungsgeld habe ursprünglich eine Anerkennung der

Betreuungs- und Erziehungsleistung der Eltern dargestellt. "Von

dieser wichtigen Anerkennung entfernen wir uns mit jeder Novelle

immer weiter", so Strache. "Durch die Einführung von immer kürzer

werdenden Varianten wird die Bewertung der Betreuungs- und

Erziehungsarbeit vom Zeitpunkt des geplanten Wiedereinstiegs in den

Beruf abhängig gemacht. Die Betreuungsleistung einer Mutter, die ihr

Kind bereits nach einem Jahr in einer Betreuungseinrichtung

unterbringen will, um wieder zu arbeiten, wird von nun an mit 1.000,-

Euro pro Monat bewertet, die Leistung einer Mutter, die ihr Kind bis

zum Kindergarteneintritt selbst betreuen will, erhält für ihre

gleichwertige Leistung pro Monat nur 436,- Euro."

"Wir Freiheitliche wollen für unsere Familien keine Almosen, wir

wollen eine gerechte Abgeltung und Bewertung von erbrachten

Leistungen", erklärte der FPÖ-Chef. "Wir bekennen uns zum

Familienleistungsausgleich. Daher sind wir der Meinung, alle Kinder

müssen unserer Gesellschaft gleich viel wert sein. Es müssen auch die

erbrachten Leistungen der Eltern gleichwertig eingestuft werden. Um

diese Gleichbehandlung auch umzusetzen, ist im

Kinderbetreuungsgeldgesetz lediglich die Zuverdienstgrenze zu

streichen."

Rückfragehinweis:

   Freiheitlicher Parlamentsklub
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INKLUSION, INKLUSIVE PÄDAGOGIK

Lebenshilfe fordert nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention

Weber: Bundes- und Landesgesetze müssen der Konvention rascher angepasst werden
„Es ist unverständlich, dass die Bundesregierung und die Länder die UN-Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderungen so zögerlich umsetzen“, kritisiert Lebenshilfe-Präsident Germain Weber. Die neue UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen hat sich seit ihrer Einführung kaum auf deren Lebensrealität ausgewirkt. Die Lebenshilfe Österreich fordert jetzt, die Umsetzung stärker voranzutreiben und bis Ende 2010 einen nationalen Aktionsplan zur Anpassung der Bundes- und Landesgesetze an die Konvention auszuarbeiten. 

Am 26.Oktober 2009 ist die UN-Konvention ein Jahr in Kraft. Sie verpflichtet Österreich zur Gewährleistung der vollen Teilhabe von Menschen mit Behinderungen an der Gesellschaft und zur selbständigen Lebensführung. Um Menschen mit Behinderungen Zugang zu allen Menschenrechten zu garantieren (Artikel 1 und 2 UN-Konvention), müssen die österreichischen Bundes- und Landesgesetze entsprechend angepasst werden. 

„Die Bürger- und Menschenrechte von behinderten Menschen haben zwar einen höheren Stellenwert bekommen, ihre Situation hat sich jedoch noch nicht wesentlich verändert: Die Umsetzung der UN-Konvention verläuft lasch und ist in vielen Bereichen äußerst lückenhaft“, resümiert Lebenshilfe-Präsident Germain Weber. Als größtes Manko bezeichnet er die mangelnde Einbindung der Interessenverbände in Gesetzgebungsprozesse, wie es in den jüngsten Budgetbegeleitgesetzen oder der 15-A Vereinbarung zum verpflichtenden Kindergartenjahr der Fall war. „Die Konvention geht über die Möglichkeit zur Stellungnahme weit hinaus: Die Interessenvertreter der behinderten Menschen müssen aktiv bei der Entwicklung von Gesetzen einbezogen werden! Was eigentlich selbstverständlich sein sollte, müssen wir ständig mit Nachdruck reklamieren“, so Weber. 

Besonders dringend ist für die Lebenshilfe die Einbindung von Menschen mit intellektueller Behinderung in Werkstätten in die gesetzliche Unfallversicherung und in die Versicherungsleistungen für Rehabilitation. Ihr derzeitiger Ausschluss von der gesetzlichen Unfallversicherung hat für sie erhebliche Benachteiligungen zur Folge und ist ein klarer Diskriminierungstatbestand. 

Die im Regierungsprogramm versprochene Prüfung eines „chancengleichen und nachhaltigern Zugang zu sozialversicherungsrechtlich abgesicherten Beschäftigungsverhältnissen sowie Prüfung der Umsetzungs​möglichkeiten einer eigenständigen sozialversicherungsrechtlichen Absicherung von Menschen in der Beschäftigungstherapie“ ist noch nicht umgesetzt. „Wir fordern daher die Bundesregierung und die Landesregierungen auf, wie von Minister Hundstorfer versprochen, rasch eine entsprechende Arbeitsgruppe zu bilden, bei der auch VertreterInnen der Behindertenverbände beteiligt sind“, betont Weber. 

Die UN-Konvention ist das erste internationale Völkerrechtsdokument, das genau vorschreibt, wie Menschen mit Behinderungen alle Menschenrechte gleichberechtigt ausüben können. Mit der Ratifizierung hat sich Österreich dazu verpflichtet, die Inhalte der UN-Konvention umzusetzen und die österreichischen Bundes- und Landesgesetze in Einklang mit der UN-Konvention zu bringen. Dies betrifft viele Bereiche: Barrierefreien Zugang zum Recht (Artikel 12 und 13), Schulbildung bis zum Ende der Sekundarstufe 2 (Artikel 24), volle Teilhabe am Gemeindeleben und Wahl- bzw. Entscheidungsfreiheit für Wohn- und Arbeitsformen (Artikel 19). Auch das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz entspricht nicht den Anforderungen der Konvention: Es ist lediglich ein Antidiskriminierungsgesetz und enthält keine Bestimmungen zur Gewährleistung einer gleichberechtigten Teilhabe. 

„Die Wege zur vollständigen Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen sind holprig. Zur Schließung der Lücken braucht es bis 2010 einen Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenkonvention. Dabei sollen behinderte Menschen als Experten und Expertinnen in eigener Sache mitarbeiten“, erklärt Weber abschließend.

http://www.lebenshilfe.at/index.php?/de/Presse/Presseaussendungen/Lebenshilfe-fordert-nationalen-Aktionsplan-zur-Umsetzung-der-UN-Behindertenrechtskonvention 
KINDERGARTEN
FPÖ verlangt Erweiterung der Schülerfreifahrt auf Kindergartenkinder 
   Wien (OTS) - Durch die Einführung des verpflichtenden

Kindergartens für Kinder im letzten Jahr vor dem Schuleintritt stehen

viele Eltern vor dem Problem, wie die Kinder zum Kindergarten

gebracht werden können.

"Leider wurde von der Bundesregierung dieses Problem nicht beachtet",

fordert NAbg. Harald Jannach eine Erweiterung der Schülerfreifahrt

für Kinder, die im letzten Jahr vor dem Schuleintritt zum

Kindergartenbesuch verpflichtet sind.

"Wenn der Nationalrat auf Vorschlag der Bundesregierung ein Gesetz

zum verpflichtenden Kindergartenbesuch erlässt, dann muss der

Gesetzgeber auch dafür sorgen, dass die Kosten des Transports der

Kinder zum Kindergarten nicht bei den Eltern hängen bleiben", fordert

Jannach eine Kostenübernahme des Transports der Kinder durch den

Bund.

Derzeit müssen die Kindergartenkinder großteils von Eltern selbst zum

Kindergarten transportiert werden. Einige wenige Gemeinden

organisieren den Transport der Kindergartenkinder mit Bussen und

legen die Kosten teilweise auf die Eltern um. "Die Schülerfreifahrt

kosten den Eltern derzeit 19,60 Euro pro Jahr, der tagtägliche

Transport der Kinder zum Kindergarten im Privat-PKW oder im

Gelegenheitsverkehr mit Bussen den Eltern ein Vielfaches", erklärt

Jannach.

"Wir fordern mit unserem Entschließungsantrag eine Gleichbehandlung

der Kindergartenkinder im letzten Jahr vor dem Schuleintritt mit den

Schülern", so Jannach. "Durch eine Erweiterung der Schülerfreifahrt

auf  Kindergartenkinder im letzten, verpflichtenden Kindergartenjahr

vor der Schule käme es zu einer gerechten und sinnvollen

Unterstützung für die Familien."

Rückfragehinweis:

   Freiheitlicher Parlamentsklub
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KINDERGARTENPROTESTE
FPÖ-Gartelgruber: Schluss mit der Ausbeutung 
Utl.: Bessere Rahmenbedingungen für die Kindergärtnerinnen schaffen -

      auch den Kindern zuliebe =

   Wien (OTS) - Die von den FSG-Frauen erhobenen Forderungen nach

mehr Personal, besserer und leistungsgerechter Bezahlung sowie

kleineren Kindergruppen im Kindergartenbereich finden vollste

Unterstützung bei FP-Frauensprecherin NAbg. Carmen Gartelgruber: "Das

sagen wir auch schon lange! Es geht nicht an, dass durch Ausweitung

der Betreuungszeiten, die Einführung des Gratiskindergartens und des

Kindergeldes neu die Rahmenbedingungen in den Kindergärten immer

schlechter werden und die Kindergärtnerinnen mit immer neuen

Belastungen überschüttet werden. Der Streik am letzten Samstag hat

gezeigt, das Feuer am Dach ist."

Seitens der Regierung würden hinsichtlich der Kinderbetreuung immer

wieder die Skandinavischen Länder zitiert, erklärt Gartelgruber:

"Gerne lässt man aber unter den Tisch fallen, dass dort in Gruppen

von maximal 12 Kindern drei Betreuerinnen vorhanden sind. Davon

können wir in Österreich nur träumen - nicht umsonst üben immer

weniger ausgebildete Kindergärtnerinnen diesen Beruf auch tatsächlich

aus. Die Rahmenbedingungen  müssen geändert werden: Wie soll sich

eine junge Kindergärtnerin mit den ganzen Belastungen - von

Wickelkindern bis zu Fünfjährigen mit Sprachschwierigkeiten - in

einer Gruppe von 25 Kindern um unsere Jüngsten kümmern können, ohne

selbst daran zu verzweifeln?"

Rückfragehinweis:

   FPÖ
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Wochenreport für Ihre Homepage http://www.Plattform-EduCare.org 
Die Statistik zeigt jeweils die Besucherzahl pro Wochentag.

Sun 25 - 22

Sat 24 - 14

Fri 23 - 36

Thu 22 - 159

Wed 21 - 41

Tue 20 - 62

Mon 19 - 44

NEUE MITGLIEDER DER PLATTFORM EDUCARE

	Bild 
	Tamara RIBARICH
	Leiterin der  mehrsprachigen alterserweiterten Kindergartengruppe Kroatisch-Geresdorf 
Gruppenführende Kindergartenpädagogin Dipl. Montessori-Pädagogin (i.A.) Psychotherapeutisches Propädeutikum  

Kontakt: 

Mehrsprachige alterserweiterte Kindergartengruppe/vecjezicna cuvarnica 

E-Mail: kiga.krgeresdorf@gmx.at 

	
	
	

	


	Netzwerk Lernwerkstatt  Begleitende Unterstützung für Kinder und deren Eltern
	Der Verein NETZWERK LERNWERKSTATT wurde vom Land Steiermark als Träger der freien Jugendwohlfahrt für Erziehungshilfe und Sozial- und Lernbetreuung anerkannt und kann daher  in den Bezirken Feldbach, Fürstenfeld und Weiz von den jeweiligen Bezirksverwaltungsbehörden beauftragt werden, die Betreuung von Kindern und Jugendlichen entsprechend der bewilligten Leistungsart zu organisieren. Die anfallenden Kosten werden von der entsprechenden Behörde getragen.

Darüber hinaus wird Sozial- und Lernbetreuung angeboten.  Bei dieser Leistung der freien Jugendwohlfahrt geht es darum Kinder und Jugendliche individuell zu fördern, wenn während der Schullaufbahn soziale, familiäre und/oder kulturell bedingte Schwierigkeiten bzw. Belastungen auftreten. Mit Hilfe der Sozial- und Lernbetreuung sollen die dadurch oft auftretenden Lern- und Leistungsprobleme vermindert werden,  um zu einer positiven Persönlichkeitsentfaltung beizutragen.
Folgende Kriterien können vorliegen, die den Einsatz einer Sozial- und Lernbetreuung sinnvoll erscheinen lassen: Allgemeine Lerndefizite, psychische Belastung in der Lernsituation, mangelndes schulisches Selbstvertrauen, Motivations- und Konzentrationsprobleme, schulrelevante Entwicklungsverzögerungen, verschiedenste Gefährdungen des Wohlbefindens des/der Heranwachsenden, Integrationsbedarf bei Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund, Unterrichts- bzw. Schulverweigerung usw.

Kontakt:

Franz-Josef-Straße 2
8200 Gleisdorf

Tel.: +43 (650) 4180656

E-Mail: info@netzwerk-lernwerkstatt.at 

	
	
	

	Bild
	Stefanie HACKER
	Pfarrcaritas-Kindergarten St. Florian bei Linz

Kontakt:

Linzerstraße 20
4490 St. Florian

Tel.: +43 (650) 3233727 
oder +43 (7224) 4118 
E-Mail: st.hacker@aon.at  
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	Bundesverband der Österr. Vereinigungen für
Tagesmütter/-väter in Kooperation mit Pflege- und Adoptiveltern
	Der Bundesverband wurde 1982 gegründet. Organisationen aus allen österreichischen Bundesländern, die sich mit familialer Kinderbetreuung außerhalb der Herkunftsfamilie befassen, haben sich im Bundesverband zusammengeschlossen. Dieser sieht sich als zentrale Vertretungsstelle der gemeinsamen Interessen aller Mitgliedsorganisationen, die mit Vorbereitung, Vermittlung, Begleitung und Betreuung in familiärer Pflege betraut sind. 

Ziel und Leitlinie des Bundesverbandes ist, 

- Gesellschaftspolitischen Einfluss auszuüben, um gute Rahmenbedingungen für das Wohl und den Schutz von Kindern bei Pflege und Erziehung außerhalb der Herkunftsfamilie zu schaffen; 

- die Erarbeitung bundeseinheitlicher Richtlinien für Qualitätsstandards 

- die Förderung vernetzten Arbeitens im Bereich des Tages-, Pflegefamilien- und Adoptionswesens. 

Kontakt:

Martin Luther Platz 1
4600 Wels

E-Mail: office@bundesverband.at

Internet: http://www.bundesverband.at  


TAGESELTERN, TAGESMÜTTER, TAGESVÄTER

Tageseltern/Tagesmütter/Tagesväter vernetzen sich - Bundesverband neues Mitglied der Plattform EduCare
Der "Bundesverband der Österreichischen Vereinigungen für Tagesmütter/-väter in Kooperation mit Pflege- und Adoptiveltern" wurde 1982 gegründet. 
Organisationen aus allen österreichischen Bundesländern, die sich mit familialer Kinderbetreuung außerhalb der Herkunftsfamilie befassen, haben sich im Bundesverband zusammengeschlossen. 
Dieser sieht sich als zentrale Vertretungsstelle der gemeinsamen Interessen aller Mitgliedsorganisationen, die mit Vorbereitung, Vermittlung, Begleitung und Betreuung in familiärer Pflege betraut sind.
Ziel und Leitlinie des Bundesverbandes ist, 

· gesellschaftspolitischen Einfluss auszuüben, um gute Rahmenbedingungen für das Wohl und den Schutz von Kindern bei Pflege und Erziehung außerhalb der Herkunftsfamilie zu schaffen; 

· die Erarbeitung bundeseinheitlicher Richtlinien für Qualitätsstandards 
· die Förderung vernetzten Arbeitens im Bereich des Tages-, Pflegefamilien- und Adoptionswesens. 

Sie finden den Bundesverband im Internet unter [image: image14.png]




 HYPERLINK "http://www.bundesverband.at" \t "_blank" http://www.bundesverband.at .
Die E-Mail-Adresse lautet: [image: image15.png]
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VORSCHULE

Jerusalem: Schulpolitik gegen Schmied und Brandsteidl

Utl.: Häupl schulpolitisch ahnungslos = 

   Wien (OTS) - "Häupl hat keine Ahnung, was sich in Wien an den

Schulen abspielt", stellt die Schulsprecherin der Wiener Grünen,

Gemeinderätin Susanne Jerusalem, in Reaktion auf das Interview mit

Häupl im  "trend" fest. Jetzt räche es sich, dass sich Häupl, obwohl

Stadtschulratspräsident, nie um die Schulen gekümmert habe und auch

offensichtlich keinen Dialog mit Schmied und Brandsteidl führe. 

Schulinspektoren vor Ort und weniger Autonomie werde die Schule nicht

verbessern. Noten seien ohnehin anachronistisch, egal ob sie nun von

Schülern oder Lehrern vergeben würden, so Jerusalem, die in diesem

Zusammenhang ein modernes und aussagekräftiges Rückmeldemodell

fordert. Wichtig wäre es, wenn sich jede Schule von jenen ein bis

zwei Lehrern trennen könnte, die weithin als Problemlehrer bekannt

sind", damit wäre schon sehr geholfen. Leider mache aber der

Lehrermangel ohnehin allen guten Vorsätzen einen Strich durch die

Rechnung. "In Wien herrscht akuter Lehrermangel", stellt Jerusalem

fest. Dazu komme, dass viele engagierte junge Lehrer bereits nach

kurzer Zeit nach einem anderen Beruf Ausschau hielten, weil die

Arbeitsbedingungen schlecht seien. 
Die Vorschule, die Häupl in Wien für Kinder aus sozioökonomisch

benachteiligten Familien geschaffen habe, sei jedenfalls der komplett

falsche Weg für Wien. "Die FPÖ hat das zu Recht als großen Sieg

gefeiert", das sollte dem Bürgermeister zu denken geben. Dass Häupl

mit diesen Klassen selbst den Weg der Ausgrenzung beschreite, wurde

ihm parteiintern deutlich vermittelt. Dass er sich nun auch noch fürs

Sitzenbleiben einsetze, zeige erneut, dass Häupl den schulpolitischen

Dialog mit seinen eigenen Fachleuten verweigere, so Jerusalem

abschließend. 
"Häupl macht Wahlkampf auf dem Rücken der Kinder", das, so Jerusalem,

habe aber mit einer modernen Schulpolitik rein gar nichts zu tun.

Rückfragehinweis:

   Die Grünen

   Tel.: +43-1 40110-6697

   presse@gruene.at
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	Kindgemäße Pädagogik - Veranstaltungen und Events


IMPRESSUM UND HINWEISE
Plattform EduCare 
Postadresse: 
        Krausegasse 7a/10 
        1110 Wien 
        ÖSTERREICH 

Telefon: +43 (664) 73592265
Faxnummer: +43 (1) 7485469 
Skype: 



Facebook: http://www.facebook.com/PlattformEduCare?v=feed
E-Mail: Informationsdienst@Plattform-EduCare.org 
Schicken Sie uns Meldungen, die Sie anderen Mitgliedern zugänglich machen wollen

Verwenden Sie hiefür die E-Mail-Adresse: Informationsdienstl@Plattform-EduCare.org 

Schreiben Sie uns Informationen, die Sie hier nicht finden, die aber für die Arbeit der Plattform EduCare wichtig sein könnten
Wir verarbeiten sie streng vertraulich: Informationspool@Plattform-EduCare.org 

Änderungen zu diesem kostenlosen Service 
Bitte schreiben Sie eine Mail mit Ihrem Namen und Ihrer bisherigen E-Mail-Adresse, die in unserem Verteiler vorgemerkt ist, und Ihrem Änderungswunsch (zum Beispiel: neue E-Mail-Adresse). 

Abmeldung von diesem kostenlosen Service 
Bitte schreiben Sie eine Mail mit Ihrem Namen und Ihrer E-Mail-Adresse, die in unserem Verteiler vorgemerkt ist.

Anregungen zu Stellungnahmen 

Sollten Sie der Meinung sein, die Plattform EduCare sollte zu einem bestimmten Thema Stellung beziehen, schreiben Sie bitte Ihre diesbezüglichen Anregungen in einer Mail an uns – danke! 

Mitteilung von Adressen, die unseren kostenlosen „Informationsdienst“ erhalten sollen

Sie möchten anderen Teilnehmern dieses kostenlosen Services eine Information zukommen lassen: bitte schreiben Sie eine Mail mit den entsprechenden Angaben.
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